
eine proportionale, etappenweise fortschreitende 
Rüstungsherabsetzung vor. Diesen Plan unterstützte 
nur die türkische Delegation. Begrenzten Vorschlägen 
der USA, auch Englands, stand das Nein der japani­
schen Militaristen und ein verstärktes Aufrüstungsbe­
gehren der deutschen Imperialisten, die von den italieni­
schen Faschisten unterstützt wurden, gegenüber. Auf Be­
treiben der englischen Delegation sicherten Frankreich, 
Italien, die USA und Großbritannien den zum Faschis­
mus drängenden deutschen Militaristen im Dezember 
1932 die sog. Rüstungsgleichheit zu, während das be­
rechtigte Verlangen des französischen Volkes nach 
Sicherheit mit einer abstrakten Redewendung abge­
speist wurde. Damit war aus der internationalen Ab­
rüstung die Aufrüstung des aggressivsten imperialisti­
schen Landes geworden. Als im März 1933 — nach dem 
Machtantritt der deutschen Faschisten — die britische 
Regierung einen gewissen Abrüstungsvorschlag unter­
breitete, der für die Sowjetarmee eine Stärke von 
500 000 Mann vorsah, erklärte die Sowjetunion sich 
bereit, auch einer niedrigeren Ziffer unter der Voraus­
setzung einer wirklichen Rüstungsbeschränkung aller 
übrigen Länder einschließlich der Nachbarstaaten der 
UdSSR zuzustimmen. Der Abschluß eines sog. Vierer­
paktes durch England, Frankreich, Italien und Nazi- 
Deutschland kennzeichnete die realen Tendenzen der 
westeuropäischen Imperialisten gegenüber den Fa­
schisten. Unter diesen Umständen konnte auch ein im 
Mai 1933 von dem amerikanischen Präsidenten Roose­
velt allen Staaten unterbreiteter Vorschlag einer Ein­
schränkung der Angriffswaffen und des wechselseitigen 
Abschlusses von Nichtangriffsverträgen, dem die So­
wjetregierung sofort zustimmte, bei den anderen Mäch­
ten keinen Erfolg haben. Im Oktober 1933 verließ 
Nazi-Deutschland nach brüsker Ablehnung eines ihm 
weit entgegenkommenden Kompromißvorschlages der 
Westmächte (Remilitarisierung Deutschlands als „Vor­
stufe“ einer späteren allgemeinen Abrüstung) erst die 
Abrüstungskonferenz und dann auch den Völkerbund. 
Die Abrüstungskonferenz — statt entsprechend einem 
sowjetischen Vorschlag ein ständiges Kampforgan gegen 
Aggressoren zu werden — entschlummerte, das Rü­
stungsfieber stieg rasch an, der europäische Kriegsherd 
bildete sich, das Tor zum zweiten Weltkrieg war auf­
gestoßen.

Die bitteren Erfahrungen, die die vom Faschismus 
überfallenen oder bedrohten Völker während des zwei­
ten Weltkrieges machten, führten nach dem Sieg der 
antifaschistischen Koalition im Jahre 1945 zur Grün­
dung der Organisation der Vereinten Nationen, deren 
Hauptziel es ist, „die nachfolgenden Generationen vor 
der Geißel des Krieges zu bewahren“4). Ausgehend von 
der souveränen Gleichberechtigung aller Staaten, dem 
Recht aller Völker auf Frieden und Selbstbestimmung 
und dem Prinzip kollektiven (regionalen wie univer­
salen) Schutzes des Friedens und der Sicherheit in der 
Welt verbietet die Charta der Vereinten Nationen ihren 
Mitgliedern jegliche Drohung oder Anwendung von 
Gewalt gegen die territoriale Integrität oder politische 
Unabhängigkeit eines anderen Staates, jegliche Ein­
mischung in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten, gebietet sie ihnen die friedliche Beilegung ihrer 
internationalen Streitigkeiten (Art. 2, insbes. Ziff. 3, 4 
und 7). Um die Verwirklichung dieser erhabenen Grund­
sätze voranzutreiben, ermächtigt Art. 11 die Vollver­
sammlung nicht nur zur Erörterung von Grundsätzen 
für die Abrüstung und die Regelung der Rüstungen, 
sondern auch zu entsprechenden Empfehlungen an den 
Sicherheitsrat oder die Mitgliedstaaten. Art. 26 legt dem 
Sicherheitsrat die Verpflichtung auf, Pläne für die 
Schaffung eines Systems für die Regelung der Rüstun­
gen auszuarbeiten, die den Mitgliedstaaten vorzulegen 
sind. Damit waren normative Voraussetzungen und or­
ganisatorische Möglichkeiten geschaffen, um das für die 
Gewährleistung des internationalen Friedens vordring­
lichste Problem zu lösen, wie sie zuvor nie bestanden 
hatten. Ihre Schaffung war möglich geworden durch die 
Festigung der Macht und des internationalen Ansehens 
der Sowjetunion, durch die gemeinsamen Erfahrungen 
und die gewachsene Aktivität der Völker am Ende des 
antifaschistischen Befreiungskrieges und durch die 
Veränderung des internationalen Kräfteverhältnisses,

4) Eingangsworte der Präambel der Charta der UN vom 
26. Juni 1945.

den Sieg der zugleich antifeudalen und antiimperialisti­
schen revolutionären Volkskräfte in einer ganzen Reihe 
von Ländern.

Bereits auf der ersten Tagung der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen nahm die Sowjetunion den 
Kampf für die allgemeine Abrüstung und das Verbot 
der Massenvemichtungswaffen wieder auf, den sie 
unter soviel schwierigeren Bedingungen schon in der 
Aera des Völkerbundes geführt hatte. Der für den Sieg 
über Japan militärisch nicht mehr entscheidende Ab­
wurf der ersten amerikanischen Atombombe auf Hiro­
shima am 6. August 1945, dessen eigentliche politische 
Wirkung eine Einschüchterung der UdSSR sein sollte, 
rüttelte statt dessen das Gewissen der Völker auf zum 
Kampf gegen diese Vernichtungswaffe und stärkte 
damit die auf Herstellung eines dauerhaften Friedens 
gerichtete Politik der Sowjetunion. So kam es schon 
auf der Moskauer Außenminister-Konferenz im Dezem­
ber 1945 zu dem Beschluß der Einsetzung einer Atom­
kommission, die von der Vollversammlung der UN zu 
Beginn ihrer 1. Tagung — am 24. Januar 1946 — er­
richtet wurde und der die Mitgliedstaaten des Sicher­
heitsrates sowie Kanada angehörten. Ihre Aufgabe 
bestand in der Förderung des Austausches wissen­
schaftlicher Informationen über die friedliche Verwen­
dung der Atomenergie, der Sicherung ihrer ausschließ­
lich friedlichen Nutzung, in der Ausschaltung der 
Atomwaffe und anderer Massenvernichtungswaffen 
aus den Rüstungen der Staaten und in der Erarbeitung 
wirksamer Vorschläge zum Schutz der vertragschließen­
den Staaten durch Kontrolle und andere Mittel.

Im Schoß der Atomkommission traten die gegensätz­
lichen Prinzipien der USA und der UdSSR hinsichtlich 
der Nachkriegspolitik deutlich zutage, und zwar in 
Gestalt des sog. Baruch-Plans (benannt nach dem ameri­
kanischen Bevollmächtigten Bernard Baruch, der den 
Standpunkt der USA am 14. Juni 1946 in der Kommis­
sion erstmalig vortrug) einerseits und der sowjetischen 
Vorschläge andererseits, die von Gromyko am 19. Juni 
1946 und am 11. Juni 1947 entwickelt wurden. Der 
Baruch-Plan zielte auf die Schaffung einer internatio­
nalen Atombehörde, die Eigentümerin alles spaltbaren 
Materials werden und so die gesamte Atomproduktion 
der Welt kontrollieren sollte. Das hätte bei dem Vor­
sprung der USA in der Atomproduktion, der damals — 
zumindest nach Ansicht der USA — bestand, die 
Schaffung eines von den amerikanischen Großmono­
polen dirigierten Mammuttrusts bedeutet, der in Ab­
hängigkeit von den Profitinteressen der ihn lenkenden 
Kräfte Betriebslizenzen an andere Länder vergeben 
oder verweigern sollte. Erst nach Schaffung dieser 
Agentur erklärten sich die USA zur Einstellung der 
Atombombenherstellung und zur Vernichtung der Vor­
räte bereit. Für ihre Agentur verlangten sie, obwohl 
die Organisation der Vereinten Nationen ihren Namen 
für sie hergeben sollte, absolute Handlungsfreiheit bei 
irgendwelchen von ihr festgestellten Vertragsverletzun­
gen unter Ausschluß des sog. Vetorechtes, d. h. entgegen 
der in Art. 27 Abs. 3 der UN-Charta festgelegten obli­
gatorischen Einstimmigkeit der ständigen Mitglieder, 
also der fünf Großmächte, im Sicherheitsrat der UN. 
Die Sowjetunion widersprach dem Plan als einer Ver­
letzung der Souveränität der Staaten, als einer Ent­
machtung des Sicherheitsrates und wegen der Hintan­
setzung der Beendigung der Produktion und Lagerung 
von Atombomben. Sie forderte ihrerseits das absolute 
Verbot der Herstellung und des Gebrauchs von Atom­
waffen sowie die Vernichtung aller Vorräte unter Kon­
trolle einer internationalen Kommission. Die USA er­
widerten, ein potentieller Aggressor werde sich an eine 
solche Konvention nicht halten, und die Abschaffung 
der Atomwaffen begünstige die in bezug auf herkömm­
liche Waffen stärkeren Staaten. Das heißt: die USA 
proklamierten einen internationalen Rechtsnihilismus 
und vertraten die im Dienst der Aufrüstung seit je 
beliebte These vom gefährdeten Gleichgewicht der 
Kräfte, die noch nie die gesetzmäßige Verschiebung 
dieses „Gleichgewichts“ zwischen den imperialistischen 
Staaten verhindert hat.

Am 28. November und 4. Dezember 1946 erörterte 
W. M. Molotow in der Sitzung des Ersten Aus­
schusses der Vollversammlung die Notwendigkeit 
einer allgemeinen Rüstungseinschränkung und die
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